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VERORDNUNG (EU) Nr. 389/2012 DES RATES 

vom 2. Mai 2012 

über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden auf dem Gebiet 
der Verbrauchsteuern und zur Aufhebung von Verordnung (EG) 

Nr. 2073/2004 

KAPITEL I 

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Gegenstand und Anwendungsbereich 

(1) Diese Verordnung regelt die Modalitäten, nach denen die in den 
Mitgliedstaaten für die Anwendung der Verbrauchsteuervorschriften zu­
ständigen Behörden untereinander und mit der Kommission zusammen­
arbeiten, um die Einhaltung der genannten Vorschriften zu gewährleis­
ten. Zu diesem Zweck werden in dieser Verordnung Regeln und Ver­
fahren festgelegt, nach denen die zuständigen Behörden der Mitglied­
staaten zusammenarbeiten und auf elektronischem Wege oder anderwei­
tig die Informationen austauschen können, die erforderlich sind, um die 
ordnungsgemäße Anwendung der Verbrauchsteuervorschriften zu ge­
währleisten. 

(2) Diese Verordnung berührt nicht die Anwendung der Vorschriften 
über die Rechtshilfe in Strafsachen in den Mitgliedstaaten. 

(3) Sie berührt nicht die Erfüllung der Verpflichtungen zu umfassen­
derer Amtshilfe, die sich aus anderen Rechtsakten einschließlich bilate­
raler oder multilateraler Abkommen ergeben. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

1. „zuständige Behörde“ die gemäß Artikel 3 Absatz 1 benannte Be­
hörde; 

2. „ersuchende Behörde“ das zentrale Verbrauchsteuer-Verbindungs­
büro, eine Verbindungsstelle oder jeden zuständigen Beamten eines 
Mitgliedstaats, der im Namen der zuständigen Behörde ein Amts­
hilfeersuchen stellt; 

3. „ersuchte Behörde“ das zentrale Verbrauchsteuer-Verbindungsbüro, 
eine Verbindungsstelle oder jeden zuständigen Beamten eines Mit­
gliedstaats, der im Namen der zuständigen Behörde ein Amtshilfe­
ersuchen entgegennimmt; 

4. „Verbrauchsteuerstelle“ jede Stelle, bei der in den Verbrauchsteuer­
vorschriften festgelegte Formalitäten abgewickelt werden können; 

5. „ereignisbezogener automatischer Austausch“ die systematische 
Übermittlung von Informationen mit vorgegebenem Aufbau über 
ein Ereignis von Interesse ohne vorheriges Ersuchen, sobald die 
betreffenden Informationen vorliegen; davon ausgenommen ist der 
Informationsaustausch gemäß Artikel 21 der Richtlinie 
2008/118/EG; 

6. „regelmäßiger automatischer Austausch“ die systematische Über­
mittlung von Informationen mit vorgegebenem Aufbau in regel­
mäßigen, im Voraus festgelegten Abständen ohne vorheriges Er­
suchen; 

▼B
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7. „spontaner Austausch“ die Übermittlung von Informationen an ei­
nen anderen Mitgliedstaat ohne vorheriges Ersuchen, die nicht unter 
die Nummern 5 oder 6 oder Artikel 21 der Richtlinie 2008/118/EG 
fällt; 

8. „EDV-gestütztes System“ das mit der Entscheidung 
Nr. 1152/2003/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Juni 2003 über die Einführung eines EDV-gestützten Sys­
tems zur Beförderung und Kontrolle der Beförderung verbrauch­
steuerpflichtiger Waren ( 1 ) eingeführte EDV-gestützte System zur 
Beförderung und Kontrolle der Beförderung verbrauchsteuerpflich­
tiger Waren; 

9. „Person“ eine natürliche Person, eine juristische Person, jede Per­
sonenvereinigung, bei der es sich nicht um eine juristische Person 
handelt, die jedoch gemäß dem Unionsrecht oder dem nationalen 
Recht als rechtsfähig anerkannt wird, sowie alle anderen Rechtsver­
einbarungen gleich welcher Art und Form mit oder ohne Rechts­
persönlichkeit; 

10. „Wirtschaftsbeteiligter“ eine Person, die im Zuge ihrer Wirtschafts­
tätigkeit mit oder ohne Zulassung Tätigkeiten ausübt, die unter die 
Verbrauchsteuervorschriften fallen; 

11. „auf elektronischem Weg“ die Verwendung jeder Art von elektro­
nischer Ausrüstung, mit deren Hilfe sich Daten verarbeiten (auch 
übertragen und komprimieren) sowie speichern lassen, einschließ­
lich des unter Nummer 8 genannten EDV-gestützten Systems; 

12. „Verbrauchsteuernummer“ die von den Mitgliedstaaten zu Ver­
brauchsteuerzwecken vergebene Kennnummer für die Einträge 
von Wirtschaftsbeteiligten und Lagerorten in den Verzeichnissen 
nach Artikel 19 Absatz 1 Buchstaben a und b; 

13. „Beförderung verbrauchsteuerpflichtiger Waren innerhalb der 
Union“ die Beförderung verbrauchsteuerpflichtiger Waren unter 
Steueraussetzung im Sinne von Kapitel IV der Richtlinie 
2008/118/EG oder die Beförderung verbrauchsteuerpflichtiger Wa­
ren nach ihrer Überführung in den steuerrechtlich freien Verkehr im 
Sinne von Kapitel V Abschnitt 2 der Richtlinie 2008/118/EG zwi­
schen zwei oder mehreren Mitgliedstaaten; 

14. „behördliche Ermittlungen“ alle von den für die Anwendung der 
Verbrauchsteuervorschriften zuständigen Behörden in Ausübung ih­
rer Aufgaben vorgenommenen Kontrollen, Nachprüfungen oder an­
deren Handlungen mit dem Ziel, die ordnungsgemäße Anwendung 
dieser Vorschriften sicherzustellen; 

15. „CCN/CSI-Netz“ die auf das Gemeinsame Kommunikationsnetz 
(CCN) und die Gemeinsame Systemschnittstelle (CSI) gestützte 
gemeinsame Plattform, die von der Union entwickelt wurde, um 
die gesamte elektronische Informationsübermittlung zwischen den 
zuständigen Behörden im Bereich Zoll und Steuern sicherzustellen; 

16. „Verbrauchsteuern“ die in Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie 
2008/118/EG aufgeführten Steuern; 

▼B 

( 1 ) ABl. L 162 vom 1.7.2003, S. 5.
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17. „Amtshilfedokument“ das im EDV-gestützten System erstellte Do­
kument, das zum Informationsaustausch gemäß den Artikeln 8, 15 
oder 16 sowie für die Berichterstattung über Folgemaßnahmen ge­
mäß den Artikeln 8 oder 16 verwendet wird; 

18. „Amtshilfe-Ausfalldokument“ das Papierdokument, das zum Infor­
mationsaustausch im Rahmen von Artikel 8 oder 15 verwendet 
wird, falls das EDV-gestützte System nicht verfügbar ist; 

19. „gleichzeitige Prüfung“ eine von mindestens zwei teilnehmenden 
Mitgliedstaaten mit gemeinsamen oder sich ergänzenden Interessen 
organisierte und abgestimmte verbrauchsteuerliche Prüfung der Ver­
hältnisse eines Wirtschaftsbeteiligten oder mehrerer miteinander 
verbundener Personen. 

Artikel 3 

Zuständige Behörden 

(1) Jeder Mitgliedstaat benennt die zuständige Behörde, in deren 
Namen diese Verordnung angewandt wird. Er setzt die Kommission 
unverzüglich von der Benennung sowie von allen nachfolgenden Än­
derungen hierzu in Kenntnis. 

▼M1 
Kroatien teilt der Kommission bis 1. Juli 2013 mit, welches seine zu­
ständige Behörde ist. 

▼B 
(2) Die Kommission stellt eine Liste der zuständigen Behörden zur 
Verfügung und veröffentlicht diese im Amtsblatt der Europäischen 
Union. 

Artikel 4 

Zentrale Verbrauchsteuer-Verbindungsbüros und Verbindungsstellen 

(1) Die zuständige Behörde jedes Mitgliedstaats benennt ein zentrales 
Verbrauchsteuer-Verbindungsbüro, das in ihrem Auftrag für die Verbin­
dung zu den anderen Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Zusammen­
arbeit der Verwaltungsbehörden hinsichtlich der Verbrauchsteuervor­
schriften hauptverantwortlich zuständig ist. Sie setzt die Kommission 
und die zuständigen Behörden der anderen Mitgliedstaaten hiervon in 
Kenntnis. 

Das zentrale Verbrauchsteuer-Verbindungsbüro kann darüber hinaus für 
die Zwecke dieser Verordnung als zuständige Stelle für den Kontakt mit 
der Kommission benannt werden. 

(2) Die zuständige Behörde jedes Mitgliedstaats kann andere Verbin­
dungsstellen als das zentrale Verbrauchsteuer-Verbindungsbüro mit ei­
ner auf den jeweiligen nationalen Rechtsvorschriften oder innerstaatli­
chen Grundsätzen beruhenden Zuständigkeit für den unmittelbaren Aus­
tausch von Informationen auf der Grundlage dieser Verordnung 
benennen. 

Das zentrale Verbrauchsteuer-Verbindungsbüro stellt sicher, dass die 
Liste dieser Stellen auf dem neuesten Stand gehalten und den zentralen 
Verbrauchsteuer-Verbindungsbüros der anderen betroffenen Mitglied­
staaten zugänglich gemacht wird. 

▼B
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Artikel 5 

Zuständige Beamte 

(1) Die zuständige Behörde jedes Mitgliedstaats kann unter den von 
diesem Mitgliedstaat festgelegten Voraussetzungen zuständige Beamte 
benennen, die befugt sind, unmittelbar Informationen auf der Grundlage 
dieser Verordnung auszutauschen. 

Die zuständige Behörde kann den Umfang dieser Benennung begrenzen. 

Das zentrale Verbrauchsteuer-Verbindungsbüro ist dafür zuständig, die 
Liste der zuständigen Beamten auf dem neuesten Stand zu halten und 
sie den zentralen Verbrauchsteuer-Verbindungsbüros der anderen betrof­
fenen Mitgliedstaaten zugänglich zu machen. 

(2) Die Beamten, die Informationen gemäß den Artikeln 12 und 13 
austauschen, gelten nach Maßgabe der von den zuständigen Behörden 
festgelegten Bedingungen als für den Zweck dieser Artikel zuständige 
Beamte. 

Artikel 6 

Pflichten des zentralen Verbrauchsteuer-Verbindungsbüros, der 
Verbindungsstellen und der zuständigen Beamten 

(1) Das zentrale Verbrauchsteuer-Verbindungsbüro ist hauptverant­
wortlich zuständig für den Austausch von Informationen über die Be­
förderung von verbrauchsteuerpflichtigen Waren zwischen Mitgliedstaa­
ten und insbesondere hauptverantwortlich zuständig für 

a) den Austausch von Informationen gemäß Artikel 8; 

b) die Zustellung von Verwaltungsentscheidungen und -maßnahmen auf 
Ersuchen der Mitgliedstaaten gemäß Artikel 14; 

c) den verpflichtenden Austausch von Informationen gemäß Artikel 15; 

d) den fakultativen spontanen Austausch von Informationen gemäß Ar­
tikel 16; 

e) die Bereitstellung von Rückmeldungen über Folgemaßnahmen ge­
mäß Artikel 8 Absatz 5 sowie Artikel 16 Absatz 2; 

f) den Austausch von in der elektronischen Datenbank gespeicherten 
Informationen gemäß Artikel 19; 

g) die Bereitstellung statistischer und anderer Daten gemäß Artikel 34. 

(2) Wenn Verbindungsstellen oder zuständige Beamte Amtshilfeer­
suchen oder Antworten auf Amtshilfeersuchen übermitteln oder ent­
gegennehmen, unterrichten sie das zentrale Verbrauchsteuer-Verbin­
dungsbüro ihres Mitgliedstaats gemäß den von diesem Mitgliedstaat 
festgelegten Bedingungen. 

▼B
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(3) Nimmt eine Verbindungsstelle oder ein zuständiger Beamter ein 
Amtshilfeersuchen entgegen, das ein Tätigwerden außerhalb ihrer/seiner 
räumlichen oder sachlichen Zuständigkeit erforderlich macht, so über­
mittelt sie/er dieses Ersuchen unverzüglich dem zentralen Verbrauch­
steuer-Verbindungsbüro ihres/seines Mitgliedstaats und dem zuständigen 
Beamten in der verantwortlichen Verbindungsstelle und unterrichtet die 
ersuchende Behörde davon. In diesem Fall beginnen die in Artikel 11 
vorgesehenen Fristen mit dem Tag nach der Weiterleitung des Amts­
hilfeersuchens an das zentrale Verbrauchsteuer-Verbindungsbüro und 
den zuständigen Beamten in der verantwortlichen Verbindungsstelle, 
spätestens jedoch eine Woche nach Erhalt des im ersten Satz dieses 
Absatzes genannten Ersuchens. 

Artikel 7 

Mit Genehmigung oder auf Antrag einer Justizbehörde erhaltene 
Informationen oder Unterlagen 

(1) Die Übermittlung von Informationen oder Unterlagen, die eine 
zuständige Behörde mit Genehmigung oder auf Antrag einer Justizbe­
hörde erhalten hat, an die zuständige Behörde eines anderen Mitglied­
staats bedarf der vorherigen Genehmigung durch die Justizbehörde, so­
fern eine solche Genehmigung nach nationalem Recht vorgeschrieben 
ist. 

(2) Verweigert die Justizbehörde im Falle eines Auskunftsersuchens 
der ersuchten Behörde eine solche Genehmigung, so setzt diese die 
ersuchende Behörde gemäß Artikel 25 Absatz 5 hiervon in Kenntnis. 

KAPITEL II 

ZUSAMMENARBEIT AUF ERSUCHEN 

Artikel 8 

Allgemeine Pflichten der ersuchten Behörde 

(1) Auf Antrag der ersuchenden Behörde erteilt die ersuchte Behörde 
die für die ordnungsgemäße Anwendung der Verbrauchsteuervorschrif­
ten erforderlichen Informationen, insbesondere solche, die konkrete Ein­
zelfälle insbesondere im Bereich der Beförderung verbrauchsteuerpflich­
tiger Waren innerhalb der Union betreffen. 

(2) Für die Zwecke der Erteilung von Informationen gemäß Absatz 1 
führt die ersuchte Behörde die zur Beschaffung dieser Informationen 
notwendigen behördlichen Ermittlungen durch. 

(3) Das Ersuchen nach Absatz 1 kann einen begründeten Antrag auf 
spezielle behördliche Ermittlungen enthalten. Ist die ersuchte Behörde 
der Auffassung, dass keine behördlichen Ermittlungen erforderlich sind, 
so teilt sie der ersuchenden Behörde unverzüglich die Gründe hierfür 
mit. 

(4) Zur Beschaffung der angeforderten Informationen oder zur 
Durchführung der beantragten behördlichen Ermittlungen verfährt die 
ersuchte Behörde oder die von ihr befasste Verwaltungsbehörde so, 
wie sie in Erfüllung eigener Aufgaben oder auf Ersuchen einer anderen 
Behörde des eigenen Mitgliedstaats handeln würde. 

▼B
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(5) Die ersuchte Behörde kann bei der ersuchenden Behörde eine 
Rückmeldung über die Folgemaßnahmen anfordern, die der ersuchende 
Mitgliedstaat auf Grundlage der übermittelten Informationen ergriffen 
hat. Wird eine solche Rückmeldung angefordert, übermittelt die er­
suchende Behörde unbeschadet der in ihrem Mitgliedstaat geltenden 
Geheimhaltungsvorschriften und Datenschutzbestimmungen die Rück­
meldung so schnell wie möglich, vorausgesetzt, dies stellt keinen un­
verhältnismäßigen Verwaltungsaufwand für sie dar. 

Artikel 9 

Form der Ersuchen und der Antworten 

(1) Auskunftsersuchen und Ersuchen um behördliche Ermittlungen 
nach Artikel 8 werden ebenso wie die Antworten auf diese Ersuchen 
vorbehaltlich des Absatzes 4 mit Hilfe eines Amtshilfedokuments 
ausgetauscht. 

Ist das EDV-gestützte System nicht verfügbar, wird anstelle des Amts­
hilfedokuments ein Amtshilfe-Ausfalldokument verwendet. 

(2) Die Kommission erlässt Durchführungsrechtsakte zur Festlegung 

a) des Aufbaus und Inhalts der Amtshilfedokumente; 

b) der Vorschriften und Verfahren im Zusammenhang mit dem Aus­
tausch von Amtshilfedokumenten; 

c) der Form und des Inhalts des Amtshilfe-Ausfalldokuments; 

d) der Vorschriften und Verfahren im Zusammenhang mit der Verwen­
dung des Amtshilfe-Ausfalldokuments. 

Darüber hinaus kann die Kommission Durchführungsrechtsakte erlassen, 
um den Aufbau und den Inhalt der Rückmeldung nach Artikel 8 Absatz 
5 festzulegen. 

Diese Durchführungsrechtsakte sind gemäß dem in Artikel 35 Absatz 
2 genannten Prüfverfahren zu erlassen. 

(3) Jeder Mitgliedstaat definiert die Situationen, in denen das 
EDV-gestützte System als nicht verfügbar gilt. 

(4) Falls die Verwendung des Amtshilfedokuments nicht praktikabel 
ist, können die Informationen ausnahmsweise ganz oder teilweise auf 
anderem Wege ausgetauscht werden. In derartigen Fällen ist der Infor­
mation eine Erklärung darüber beizufügen, warum die Verwendung des 
Amtshilfedokuments nicht praktikabel war. 

Artikel 10 

Übermittlung von Unterlagen 

(1) Dem in Artikel 9 Absatz 1 genannten Amtshilfedokument sind 
die jeweiligen Unterlagen gemäß Artikel 8 beizufügen. 

▼B
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Für den Fall, dass dies nicht möglich oder praktikabel ist, werden die 
Unterlagen auf elektronischem oder anderem Wege übermittelt. 

(2) Die ersuchte Behörde ist nur dann zur Übermittlung von Urschrif­
ten verpflichtet, wenn diese für den von der ersuchenden Behörde ver­
folgten Zweck erforderlich sind und die geltenden Rechtsvorschriften 
des Mitgliedstaats der ersuchten Behörde der Übermittlung nicht 
entgegenstehen. 

Artikel 11 

Fristen 

(1) Die Erteilung von Informationen durch die ersuchte Behörde ge­
mäß Artikel 8 erfolgt möglichst rasch, spätestens jedoch drei Monate 
nach dem Zeitpunkt des Eingangs des Ersuchens. 

Ist die ersuchte Behörde jedoch bereits im Besitz dieser Informationen, 
so verkürzt sich die Frist auf einen Monat. 

(2) In bestimmten besonders gelagerten Fällen können zwischen der 
ersuchten und der ersuchenden Behörde andere Fristen als die in Absatz 
1 vorgesehenen vereinbart werden. 

(3) Ist die ersuchte Behörde nicht in der Lage, ein Ersuchen inner­
halb der in Absatz 1 genannten Frist zu beantworten, so unterrichtet sie 
die ersuchende Behörde unter Verwendung eines Amtshilfedokuments 
innerhalb eines Monats über die Gründe, die einer fristgerechten Ant­
wort entgegenstehen, sowie über den Zeitpunkt, an dem sie erwartet, 
dem Ersuchen nachkommen zu können. 

Artikel 12 

Teilnahme von Beamten aus anderen Mitgliedstaaten an behördlichen 
Ermittlungen 

(1) Im Einvernehmen zwischen der ersuchenden und der ersuchten 
Behörde und unter den von Letzterer festgelegten Voraussetzungen dür­
fen ordnungsgemäß befugte Beamte der ersuchenden Behörde im Hin­
blick auf die gegenseitige Erteilung von Informationen zur Gewährleis­
tung der ordnungsgemäßen Anwendung der Verbrauchsteuervorschriften 
in den Amtsräumen der Verwaltungsbehörden des ersuchten Mitglied­
staats oder an jedem anderen Ort zugegen sein, an dem diese Verwal­
tungsbehörden ihre Tätigkeit ausüben. 

Sind die beantragten Informationen in Unterlagen enthalten, zu denen 
die Beamten der ersuchten Behörde Zugang haben, so werden den 
Beamten der ersuchenden Behörde Kopien davon ausgehändigt. 

(2) Im Einvernehmen zwischen der ersuchenden und der ersuchten 
Behörde und unter den von Letzterer festgelegten Voraussetzungen dür­
fen von der ersuchenden Behörde benannte Beamte im Hinblick auf die 
gegenseitige Erteilung von Informationen zur Gewährleistung der ord­
nungsgemäßen Anwendung der Verbrauchsteuervorschriften während 
der im Hoheitsgebiet des ersuchten Mitgliedstaats durchgeführten be­
hördlichen Ermittlungen zugegen sein. 

▼B
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Im Falle eines solchen Einvernehmens haben die Beamten der ersuchen­
den Behörde Zugang zu denselben Räumlichkeiten und Unterlagen wie 
die Beamten der ersuchten Behörde, allerdings nur auf deren Vermitt­
lung hin und zum alleinigen Zweck der Durchführung behördlicher 
Ermittlungen. Beamte der ersuchenden Behörde führen Ermittlungen 
oder Befragungen nur mit Zustimmung und unter Aufsicht von Beamten 
der ersuchten Behörde durch. Sie üben dabei nicht die Kontrollbefug­
nisse der Beamten der ersuchten Behörde aus. 

(3) Beamte der ersuchenden Behörde, die sich gemäß den Absätzen 1 
und 2 in einem anderen Mitgliedstaat aufhalten, müssen jederzeit eine 
schriftliche Vollmacht vorlegen können, aus der ihre Identität und ihre 
dienstliche Stellung hervorgehen. 

Artikel 13 

Gleichzeitige Prüfungen 

(1) Im Hinblick auf die gegenseitige Erteilung von Informationen zur 
Gewährleistung der ordnungsgemäßen Anwendung der Verbrauchsteuer­
vorschriften können zwei oder mehr Mitgliedstaaten auf der Grundlage 
einer Risikoanalyse vereinbaren, jeweils in ihrem Hoheitsgebiet gleich­
zeitig Prüfungen der verbrauchsteuerlichen Verhältnisse eines oder meh­
rerer Wirtschaftsbeteiligter oder einer oder mehrerer anderer Personen 
im Fall eines gemeinsamen oder zusätzlichen Interesses durchzuführen, 
wenn sie erachten, dass solche Prüfungen wirksamer als eine Prüfung 
durch lediglich einen Mitgliedstaat wären. 

(2) Um eine gleichzeitige Prüfung gemäß Absatz 1 zu veranlassen, 
unterbreitet die zuständige Behörde eines Mitgliedstaats den zuständigen 
Behörden der anderen betroffenen Mitgliedstaaten einen entsprechenden 
Vorschlag. 

In diesem Vorschlag 

a) werden die Fälle benannt, für die gleichzeitige Prüfungen vor­
geschlagen werden; 

b) werden die einzelnen Personen benannt, zu denen die Prüfungen 
durchgeführt werden sollen; 

c) werden die Gründe für die Notwendigkeit einer gemeinsamen Prü­
fung mitgeteilt; 

d) wird der Zeitraum benannt, in dem die Prüfungen durchgeführt wer­
den sollen. 

(3) Die zuständigen Behörden, die einen in Absatz 2 genannten Vor­
schlag erhalten, teilen der zuständigen Behörde, die den Vorschlag un­
terbreitet hat, so rasch wie möglich, spätestens jedoch einen Monat nach 
Erhalt des Vorschlags ihre Zustimmung zur Teilnahme an der gleich­
zeitigen Prüfung oder ihre begründete Ablehnung mit. 

(4) Jede zuständige Behörde, die an der gleichzeitigen Prüfung be­
teiligt ist, benennt einen Vertreter, der für die Leitung und Koordinie­
rung der gleichzeitigen Prüfung verantwortlich ist. 

▼B
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(5) Nach Abschluss einer gleichzeitigen Prüfung unterrichten die zu­
ständigen Behörden die zentralen Verbrauchsteuer-Verbindungsbüros 
der anderen Mitgliedstaaten unverzüglich über deren Ergebnisse in Be­
zug auf Methoden oder Verfahren, die tatsächlich oder vermutlich an­
gewandt wurden, um gegen Verbrauchsteuervorschriften zu verstoßen, 
wenn diese Informationen für andere Mitgliedstaaten von besonderem 
Interesse sein können. 

Artikel 14 

Ersuchen um Zustellung von Verwaltungsentscheidungen und 
-maßnahmen 

(1) Auf Antrag der ersuchenden Behörde stellt die ersuchte Behörde 
dem Empfänger nach Maßgabe der für die Zustellung entsprechender 
Verwaltungsentscheidungen oder -maßnahmen in ihrem Mitgliedstaat 
anwendbaren Rechtsvorschriften alle Entscheidungen und Maßnahmen 
der Verwaltungsbehörden des ersuchenden Mitgliedstaats zu, die die 
Anwendung der Verbrauchsteuervorschriften betreffen. 

(2) Das in Absatz 1 genannte Zustellungsersuchen enthält Angaben 
über den Gegenstand der zuzustellenden Entscheidung oder Maßnahme 
sowie Namen und Anschrift des Empfängers und alle weiteren zur 
Identifizierung des Empfängers notwendigen Informationen. 

(3) Die ersuchte Behörde teilt der ersuchenden Behörde unverzüglich 
mit, was aufgrund des in Absatz 1 genannten Zustellungsersuchens un­
ternommen wurde und an welchem Tag die Entscheidung oder Maß­
nahme dem Empfänger zugestellt wurde. 

(4) Kann die ersuchte Behörde auf das in Absatz 1 genannte Zustel­
lungsersuchen hin nicht tätig werden, teilt sie dies der ersuchenden 
Behörde innerhalb eines Monats nach Erhalt des Ersuchens schriftlich 
mit. 

Die ersuchte Behörde verweigert ein solches Ersuchen nicht aufgrund 
des Inhalts der zuzustellenden Entscheidung oder Maßnahme. 

(5) Die ersuchende Behörde stellt ein Zustellungsersuchen nach die­
sem Artikel nur dann, wenn sie nicht in der Lage ist, die Zustellung an 
den Empfänger nach Maßgabe der Rechtsvorschriften für die Zustellung 
der betreffenden Akte im ersuchenden Mitgliedstaat vorzunehmen, oder 
wenn die Zustellung unverhältnismäßige Schwierigkeiten aufwerfen 
würde. 

(6) Dieser Artikel gilt nicht für Unterlagen gemäß Artikel 8 der 
Richtlinie 2010/24/EU des Rates vom 16. März 2010 über die Amtshilfe 
bei der Beitreibung von Forderungen in Bezug auf bestimmte Steuern, 
Abgaben und sonstige Maßnahmen ( 1 ). 

▼B 

( 1 ) ABl. L 84 vom 31.3.2010, S. 1.
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KAPITEL III 

INFORMATIONSAUSTAUSCH OHNE VORHERIGES ERSUCHEN 

Artikel 15 

Verbindlicher Informationsaustausch 

(1) Die zuständige Behörde jedes Mitgliedstaats übermittelt den zu­
ständigen Behörden aller anderen betroffenen Mitgliedstaaten ohne vor­
heriges Ersuchen und im Wege des regelmäßigen oder ereignisbezoge­
nen automatischen Austauschs die Informationen, die zur Gewährleis­
tung der ordnungsgemäßen Anwendung der Verbrauchsteuervorschriften 
erforderlich sind, wenn 

a) in einem anderen Mitgliedstaat eine Zuwiderhandlung oder ein Ver­
stoß gegen die Verbrauchsteuervorschriften begangen wurde oder 
vermutlich begangen wurde; 

b) in einem Mitgliedstaat eine Zuwiderhandlung oder ein Verstoß gegen 
die Verbrauchsteuervorschriften begangen wurde oder vermutlich 
begangen wurde, die/der sich auf einen anderen Mitgliedstaat aus­
wirken könnte; 

c) in einem anderen Mitgliedstaat die Gefahr der Hinterziehung oder 
des Verlusts von Verbrauchsteuern besteht; 

▼M4 
d) die vollständige Zerstörung oder der unwiederbringliche Verlust von 

verbrauchsteuerpflichtigen Waren eingetreten ist; 

▼B 
e) bei der Beförderung verbrauchsteuerpflichtiger Waren innerhalb der 

Union ein nicht in der Richtlinie 2008/118/EG genanntes besonderes 
Ereignis eingetreten ist, das sich auf die Berechnung der fälligen 
Verbrauchsteuer eines Wirtschaftsbeteiligten auswirken könnte. 

(2) Eine Behörde, die einer anderen Behörde Informationen gemäß 
Absatz 1 übermittelt hat, kann bei dieser anderen Behörde eine Rück­
meldung über die Folgemaßnahmen anfordern, die diese andere Behörde 
auf Grundlage der gelieferten Informationen ergriffen hat. Wird eine 
solche Rückmeldung angefordert, übermittelt die andere Behörde unbe­
schadet der in ihrem Mitgliedstaat geltenden Geheimhaltungsvorschrif­
ten und Datenschutzbestimmungen die Rückmeldung so schnell wie 
möglich, es sei denn dies würde einen unverhältnismäßigen Verwal­
tungsaufwand für sie darstellen. 

(3) Beziehen sich die Informationen gemäß Absatz 1 auf die Beför­
derung verbrauchsteuerpflichtiger Waren innerhalb der Union, so wer­
den diese Informationen vorbehaltlich des Absatzes 4 unter Verwendung 
eines Amtshilfedokuments weitergeleitet. 

Falls die Verwendung dieses Dokuments nicht praktikabel ist, können 
die Informationen ausnahmsweise ganz oder teilweise auf anderem 
Wege ausgetauscht werden. In diesen Fällen ist der Information eine 
Erklärung darüber beizufügen, warum die Verwendung des Amtshilfe­
dokuments nicht praktikabel war. 

(4) Ist das EDV-gestützte System nicht verfügbar, wird anstelle des 
in Absatz 3 genannten Dokuments das Amtshilfe-Ausfalldokument 
verwendet. 

▼B
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(5) Die Kommission erlässt Durchführungsrechtsakte zur Festlegung 

a) der genauen Art der gemäß Absatz 1 auszutauschenden Informatio­
nen; dazu gehören bei natürlichen Personen der Familienname, der 
Vorname, die Straße, die Hausnummer, die Postleitzahl, die Stadt, 
der Mitgliedstaat, die Steuer-Identifikationsnummer oder sonstige 
Kennnummer, der Produktcode oder die Produktbeschreibung und, 
falls vorhanden, damit zusammenhängende personenbezogene Daten; 

b) der Häufigkeit des regelmäßigen Austauschs und der Fristen für den 
ereignisbezogenen Austausch gemäß Absatz 1, und zwar für jede Art 
von Information; 

c) des Aufbaus und Inhalts der Amtshilfedokumente; 

d) der Form und des Inhalts des Amtshilfe-Ausfalldokuments; 

e) der Vorschriften und Verfahren im Zusammenhang mit dem Aus­
tausch der Dokumente gemäß den Buchstaben c und d. 

Darüber hinaus kann die Kommission Durchführungsrechtsakte erlassen, 
um die Fälle festzulegen, in denen die zuständigen Behörden das 
EDV-gestützte System für die Zwecke des Absatzes 4 als nicht ver­
fügbar ansehen können. 

Diese Durchführungsrechtsakte sind gemäß dem in Artikel 35 Absatz 
2 genannten Prüfverfahren zu erlassen. 

Artikel 16 

Fakultativer Informationsaustausch 

(1) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten können einander 
ohne vorheriges Ersuchen im Wege des spontanen Austauschs alle zur 
Gewährleistung der ordnungsgemäßen Anwendung der Verbrauchsteuer­
vorschriften erforderlichen Informationen übermitteln, die ihnen bekannt 
sind und deren Austausch nicht von Artikel 15 erfasst ist. 

Hierzu können sie das EDV-gestützte System verwenden, sofern dieses 
zur Verarbeitung derartiger Informationen in der Lage ist. 

(2) Eine Behörde, die einer anderen Behörde Informationen gemäß 
Absatz 1 übermittelt hat, kann bei dieser anderen Behörde eine Rück­
meldung über die Folgemaßnahmen anfordern, die diese andere Behörde 
auf Grundlage der gelieferten Informationen ergriffen hat. Wird eine 
solche Rückmeldung angefordert, übermittelt die andere Behörde unbe­
schadet der in ihrem Mitgliedstaat geltenden Geheimhaltungsvorschrif­
ten und Datenschutzbestimmungen die Rückmeldung so schnell wie 
möglich, sofern dies keinen unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand 
für sie darstellen würde. 

(3) Die Kommission erlässt Durchführungsrechtsakte zur Festlegung 

a) des Aufbaus und Inhalts der Amtshilfedokumente zur Abdeckung 
der häufigsten in Absatz 1 genannten Arten von Information, 

▼B
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b) der Vorschriften und Verfahren im Zusammenhang mit dem Aus­
tausch der Amtshilfedokumente. 

Darüber hinaus kann die Kommission Durchführungsrechtsakte erlassen, 
um den Aufbau und den Inhalt der Rückmeldung nach Absatz 2 
festzulegen. 

Diese Durchführungsrechtsakte sind gemäß dem in Artikel 35 Absatz 
2 genannten Prüfverfahren zu erlassen. 

Artikel 17 

Pflicht der Mitgliedstaaten zur Erleichterung des 
Informationsaustauschs ohne vorheriges Ersuchen 

Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen Verwaltungs- und Or­
ganisationsmaßnahmen zur Erleichterung des in diesem Kapitel vorgese­
henen Informationsaustauschs. 

Artikel 18 

Begrenzung der Pflichten 

Im Rahmen der Umsetzung dieses Kapitels ist ein Mitgliedstaat weder 
dazu gezwungen, Personen neue Pflichten zur Einholung von Informa­
tionen aufzuerlegen, noch dazu einen unverhältnismäßig hohen Verwal­
tungsaufwand zu betreiben. 

KAPITEL IV 

SPEICHERUNG UND AUSTAUSCH ELEKTRONISCHER 
INFORMATIONEN ÜBER WIRTSCHAFTSBETEILIGTE 

Artikel 19 

Speicherung und Austausch von Informationen über die Zulassung 
von Wirtschaftsbeteiligten und Steuerlagern 

(1) Jeder Mitgliedstaat unterhält eine elektronische Datenbank, die 
folgende Verzeichnisse enthält: 

a) ein Verzeichnis der Wirtschaftsbeteiligten, die einer der folgenden 
Gruppen angehören: 

i) zugelassene Lagerinhaber im Sinne des Artikels 4 Nummer 1 der 
Richtlinie 2008/118/EG; 

ii) registrierte Empfänger im Sinne des Artikels 4 Nummer 9 der 
Richtlinie 2008/118/EG; 

iii) registrierte Versender im Sinne des Artikels 4 Nummer 10 der 
Richtlinie 2008/118/EG; 

▼M2 
iv) zertifizierte Versender im Sinne des Artikels 3 Nummer 12 der 

Richtlinie (EU) 2020/262 des Rates ( 1 ); 

▼B 

( 1 ) Richtlinie (EU) 2020/262 des Rates vom 19. Dezember 2019 zur Festlegung 
des allgemeinen Verbrauchsteuersystems (ABl. L 58 vom 27.2.2020, S. 4).
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v) zertifizierte Empfänger im Sinne des Artikels 3 Nummer 13 der 
Richtlinie (EU) 2020/262; 

▼B 
b) ein Verzeichnis der als Steuerlager im Sinne des Artikels 4 Nummer 

11 der Richtlinie 2008/118/EG zugelassenen Orte. 

(2) Die in Absatz 1 aufgeführten Verzeichnisse enthalten folgende 
Angaben: 

a) die einmalige Verbrauchsteuernummer, die von der zuständigen Be­
hörde für einen Wirtschaftsbeteiligten oder Lagerort vergeben 
wurde; 

b) Name und Anschrift des Wirtschaftsbeteiligten oder Lagerortes; 

▼M4 
c) die Kategorie verbrauchsteuerpflichtiger Waren (CAT) und/oder den 

Verbrauchsteuer-Produktcode (EPC) der zugelassenen Produkte, der 
in Anhang II Codeliste 10 der Delegierten Verordnung (EU) 
2022/1636 der Kommission ( 1 ) aufgeführt ist; 

▼B 
d) die Angaben zum zentralen Verbrauchsteuer-Verbindungsbüro oder 

zu der Verbrauchsteuerstelle, bei dem/der weitere Informationen 
eingeholt werden können; 

e) den Zeitpunkt des Beginns, der Änderung und gegebenenfalls des 
Ablaufs der Gültigkeit der Zulassung; 

▼M2 
f) für zugelassene Lagerinhaber: das Steuerlager oder die Liste der 

Steuerlager, für die die Zulassung erteilt wurde, und, falls in den 
nationalen Rechtsvorschriften vorgesehen, die Angabe, dass der be­
treffende Lagerinhaber berechtigt ist, zum Zeitpunkt der Versendung 
gemäß Artikel 22 der Richtlinie (EU) 2020/262 die Empfängeran­
gaben wegzulassen, dass er berechtigt ist, eine Beförderung gemäß 
Artikel 23 der genannten Richtlinie aufzuteilen, oder dass er berech­
tigt ist, verbrauchsteuerpflichtige Waren an einen Bestimmungsort 
für eine Direktlieferung gemäß Artikel 16 Absatz 4 der genannten 
Richtlinie befördern zu lassen, und die Angabe, dass er als zertifi­
zierter Versender oder zertifizierter Empfänger gemäß Artikel 35 
Absätze 6 und 7 der genannten Richtlinie fungiert; 

g) für registrierte Empfänger: falls in den nationalen Rechtsvorschriften 
vorgesehen, die Angabe, dass der betreffende Empfänger berechtigt 
ist, verbrauchsteuerpflichtige Waren an einen Bestimmungsort für 
eine Direktlieferung gemäß Artikel 16 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 
2020/262 befördern zu lassen; die Angabe, dass er als zertifizierter 
Empfänger gemäß Artikel 35 Absatz 7 der genannten Richtlinie 
fungiert; 

▼M2 

( 1 ) Delegierte Verordnung (EU) 2022/1636 der Kommission vom 5. Juli 2022 
zur Ergänzung der Richtlinie (EU) 2020/262 des Rates durch Festlegung von 
Struktur und Inhalt der im Zusammenhang mit der Beförderung verbrauch­
steuerpflichtiger Waren ausgetauschten Dokumente und durch Festlegung von 
Schwellenwerten für Verluste aufgrund der Beschaffenheit der Waren 
(ABl. L 247 vom 23.9.2022, S. 2).
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h) für andere registrierte Empfänger gemäß Artikel 19 Absatz 3 der 
Richtlinie 2008/118/EG als solche, die unter Ziffer i dieses Absatzes 
genannt sind: den Inhalt der Zulassung hinsichtlich der Menge der 
verbrauchsteuerpflichtigen Waren, die Identität des Versenders im 
Abgangsmitgliedstaat und den Gültigkeitszeitraum der Zulassung; 

i) für registrierte Empfänger gemäß Artikel 19 Absatz 3 der Richtlinie 
2008/118/EG, die für den Erhalt von Wein von Versendern zuge­
lassen sind, die unter die Ausnahmeregelung gemäß Artikel 40 der 
Richtlinie 2008/118/EG fallen: den Inhalt der Zulassung hinsichtlich 
der Menge der verbrauchsteuerpflichtigen Waren und den Gültig­
keitszeitraum der Zulassung. In diesem Fall enthält der Eintrag ei­
nen Hinweis auf die Ausnahmeregelung gemäß Artikel 40 der 
Richtlinie 2008/118/EG; 

j) für Steuerlager: den zugelassenen Lagerinhaber oder die Liste der 
zugelassenen Lagerinhaber, für deren Nutzung das betreffende Steu­
erlager zugelassen ist; 

▼M2 
k) für registrierte Versender: die Angabe, dass der betreffende Versen­

der berechtigt ist, zum Zeitpunkt der Versendung gemäß Artikel 22 
der Richtlinie (EU) 2020/262 die Empfängerangaben wegzulassen; 
die Angabe, dass er als zertifizierter Versender gemäß Artikel 35 
Absatz 6 der genannten Richtlinie fungiert; 

▼M3 
l) für zertifizierte Versender, die nur gelegentlich verbrauchsteuer­

pflichtige Waren versenden, gemäß Artikel 35 Absatz 8 der Richt­
linie (EU) 2020/262: die Menge der verbrauchsteuerpflichtigen Wa­
ren, die Identität des Empfängers im Bestimmungsmitgliedstaat und 
den Gültigkeitszeitraum der befristeten Zertifizierung; 

m) für zertifizierte Empfänger, die nur gelegentlich verbrauchsteuer­
pflichtige Waren empfangen, gemäß Artikel 35 Absatz 8 der Richt­
linie (EU) 2020/262: die Menge der verbrauchsteuerpflichtigen Wa­
ren, die Identität des Versenders im Ausgangsmitgliedstaat und den 
Gültigkeitszeitraum der befristeten Zertifizierung. 

▼B 
(3) Das zentrale Verbrauchsteuer-Verbindungsbüro oder eine Verbin­
dungsstelle jedes Mitgliedstaats gewährleistet, dass die Angaben in den 
nationalen Verzeichnissen vollständig, korrekt und auf dem neuesten 
Stand sind. 

(4) ►M4 Die in Absatz 2 genannten, in den jeweiligen nationalen 
Verzeichnissen enthaltenen Angaben zu Wirtschaftsbeteiligten, die an 
Beförderungen verbrauchsteuerpflichtiger Waren gemäß Kapitel IV 
und Kapitel V Abschnitt 2 der Richtlinie (EU) 2020/262 des Rates ( 1 ) 
beteiligt sind, werden automatisch über ein Zentralverzeichnis unter­
einander ausgetauscht. ◄ 

▼B 

( 1 ) Richtlinie (EU) 2020/262 des Rates vom 19. Dezember 2019 zur Festlegung 
des allgemeinen Verbrauchsteuersystems (ABl. L 58 vom 27.2.2020, S. 4).
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Die Kommission verwaltet dieses Verzeichnis im Rahmen des 
EDV-gestützten Systems auf eine Weise, die gewährleistet, dass die 
aus den nationalen Verzeichnissen aller Mitgliedstaaten stammenden 
Daten jederzeit richtig und auf dem neuesten Stand sind. 

Die zentralen Verbrauchsteuer-Verbindungsbüros oder Verbindungsstel­
len der Mitgliedstaaten übermitteln zeitnah die Inhalte der nationalen 
Verzeichnisse sowie sämtliche inhaltliche Änderungen an die Kommis­
sion. 

Artikel 20 

Informationszugang und Korrektur der Angaben 

(1) ►M4 Die Kommission stellt sicher, dass sich Personen, die an 
der Beförderung verbrauchsteuerpflichtiger Waren gemäß Kapitel IV 
und Kapitel V Abschnitt 2 der Richtlinie (EU) 2020/262 des Rates 
beteiligt sind, die Gültigkeit der Verbrauchsteuernummern, die in dem 
in Artikel 19 Absatz 4 der vorliegenden Verordnung genannten Zentral­
verzeichnis gespeichert sind, auf elektronischem Weg bestätigen lassen 
können. ◄ Die Kommission leitet sämtliche Ersuchen der Wirtschafts­
beteiligten um eine Korrektur dieser Angaben an das zentrale 
Verbrauchsteuer-Verbindungsbüro oder die Verbindungsstelle weiter, 
das/die für die Zulassung des betreffenden Wirtschaftsbeteiligten zustän­
dig ist. 

(2) Die zentralen Verbrauchsteuer-Verbindungsbüros oder die Ver­
bindungsstellen der Mitgliedstaaten gewährleisten, dass die Wirtschafts­
beteiligten eine Bestätigung über die gemäß Artikel 19 Absatz 2 über 
sie gespeicherten Informationen und eine Korrektur etwaiger darin ent­
haltener Fehler erhalten können. 

(3) Die zuständige Behörde eines Mitgliedstaats darf unter den von 
diesem Mitgliedstaat festgelegten Bedingungen dem zentralen 
Verbrauchsteuer-Verbindungsbüro oder den benannten Verbindungsstel­
len gestatten, eine Bestätigung über die gemäß Artikel 19 Absatz 2 ge­
speicherten Informationen zu übermitteln. 

Artikel 21 

Datenspeicherung 

(1) Um die Verwendung der Informationen im Rahmen der in dieser 
Verordnung vorgesehenen Verfahren zu ermöglichen, speichert jeder 
Mitgliedstaat die Angaben über die Beförderungen verbrauchsteuer­
pflichtiger Waren innerhalb der Union und die Einträge der nationalen 
Verzeichnisse nach Artikel 19 mindestens fünf Jahre lang ab dem Ende 
des Kalenderjahres, in dem die Beförderung begonnen hat. Dieser Zeit­
raum kann für Informationen, die vor dem 1. Juli 2012 in den nationa­
len Verzeichnissen eingegeben waren, auf drei Jahre beschränkt werden. 

(2) Die im EDV-gestützten System erfassten Daten werden so in dem 
System gespeichert, dass sie bei einem Auskunftsersuchen gemäß Ar­
tikel 8 abgerufen und im System weiterverarbeitet werden können. 

▼B
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Artikel 22 

Durchführung 

Die Kommission erlässt Durchführungsrechtsakte zur Festlegung 

a) der technischen Einzelheiten hinsichtlich der automatischen Aktuali­
sierung der Verzeichnisse gemäß Artikel 19 Absatz 1 und des Zen­
tralverzeichnisses gemäß Artikel 19 Absatz 4; 

b) der Vorschriften und Verfahren hinsichtlich des Zugangs zu den 
Angaben gemäß Artikel 20 Absatz 1 und der Korrektur dieser An­
gaben. 

Diese Durchführungsrechtsakte sind gemäß dem in Artikel 35 Absatz 
2 genannten Prüfverfahren zu erlassen. 

KAPITEL V 

ALLGEMEINE VORAUSSETZUNGEN FÜR DIE AMTSHILFE 

Artikel 23 

Sprachenregelung 

Die Amtshilfeersuchen, einschließlich der Zustellungsersuchen, und alle 
dazugehörigen Unterlagen können in jeder beliebigen zwischen der er­
suchenden und der ersuchten Behörde vereinbarten Sprache abgefasst 
werden. Eine beigefügte Übersetzung in die Amtssprache oder eine der 
Amtssprachen des Mitgliedstaats, in dem die ersuchte Behörde ihren 
Sitz hat, ist nur dann erforderlich, wenn die ersuchte Behörde eine 
Begründung für die Notwendigkeit einer Übersetzung vorlegt. 

Artikel 24 

Qualität des Dienstes 

(1) Die Kommission und die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass die 
Teile des EDV-gestützten Systems, die für den in dieser Verordnung 
beschriebenen Informationsaustausch notwendig sind, einsatzbereit sind 
und angemessen gepflegt und weiterentwickelt werden. 

(2) Die Kommission und die Mitgliedstaaten schließen eine Leis­
tungsvereinbarung und vereinbaren ein Sicherheitskonzept für das 
EDV-gestützte System. Die Leistungsvereinbarung beschreibt die tech­
nische Qualität und den Umfang der von der Kommission und den 
Mitgliedstaaten zu erbringenden Dienstleistungen, um zu gewährleisten, 
dass alle Bereiche des EDV-gestützten Systems und der elektronischen 
Kommunikation sicher funktionieren und dass die Zuständigkeiten zur 
Weiterentwicklung des Systems angemessen zugeteilt sind. 

Artikel 25 

Allgemeine Beschränkung der Pflichten der ersuchten Behörde 

(1) Die ersuchte Behörde erteilt der ersuchenden Behörde die im 
Einklang mit dieser Verordnung erbetenen Informationen unter der Vo­
raussetzung, dass 

▼B
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a) die ersuchende Behörde die üblichen Informationsquellen aus­
geschöpft hat, die sie unter den gegebenen Umständen zur Erlangung 
der erbetenen Informationen hätte nutzen können, ohne das ange­
strebte Ergebnis zu gefährden, und 

b) Anzahl und Art der Auskunftsersuchen der ersuchenden Behörde 
innerhalb eines bestimmten Zeitraums der ersuchten Behörde keinen 
unverhältnismäßig großen Verwaltungsaufwand verursachen. 

(2) Diese Verordnung verpflichtet die zuständige Behörde eines Mit­
gliedstaats nicht zu Ermittlungen oder zur Übermittlung von Informa­
tionen, wenn die gesetzlichen Vorschriften oder die Verwaltungspraxis 
in diesem Mitgliedstaat der Durchführung solcher Ermittlungen bzw. der 
Beschaffung oder Verwertung solcher Informationen durch die zustän­
dige Behörde für die eigenen Zwecke dieses Mitgliedstaats 
entgegenstehen. 

(3) Die zuständige Behörde eines Mitgliedstaats kann die Erteilung 
von Informationen ablehnen, wenn der ersuchende Mitgliedstaat zur 
Übermittlung ähnlicher Informationen aus rechtlichen Gründen nicht 
in der Lage ist. 

(4) Die Übermittlung von Informationen kann abgelehnt werden, 
wenn sie zur Preisgabe eines Geschäfts-, Industrie- oder Berufsgeheim­
nisses oder eines Geschäftsverfahrens führen oder wenn ihre Verbrei­
tung gegen die öffentliche Ordnung verstoßen würde. 

(5) Die ersuchte Behörde teilt der ersuchenden Behörde die Gründe 
mit, die einer Gewährung der beantragten Amtshilfe entgegenstehen. Zu 
statistischen Zwecken informieren die zuständigen Behörden die Kom­
mission einmal jährlich über die Arten der Gründe für Ablehnungen. 

(6) befinden oder sich auf Die Absätze 2, 3 oder 4 sind auf keinen 
Fall so auszulegen, dass die ersuchte Behörde die Erteilung von Infor­
mationen nur deshalb ablehnen kann, weil die Informationen sich bei 
einer Bank, einem sonstigen Finanzinstitut, einem Bevollmächtigten, 
Vertreter oder Treuhänder Eigentumsanteile an einer Person beziehen. 

Artikel 26 

Kosten 

Die Mitgliedstaaten verzichten gegenseitig auf alle Ansprüche auf Er­
stattung der Kosten, die sich aus der Durchführung dieser Verordnung 
ergeben, mit Ausnahme von Ansprüchen betreffend an Sachverständige 
gezahlte Vergütungen. 

Artikel 27 

Mindestbetrag 

(1) Für Amtshilfeersuchen kann eine Mindestschwelle festgelegt wer­
den, die sich nach dem möglicherweise fälligen Verbrauchsteuerbetrag 
richtet. 

(2) Die Kommission kann Durchführungsrechtsakte zur Festlegung 
der Mindestschwelle nach Absatz 1 erlassen. 

▼B
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Diese Durchführungsrechtsakte sind gemäß dem in Artikel 35 Absatz 
2 genannten Prüfverfahren zu erlassen. 

Artikel 28 

Geheimhaltung, Datenschutz und Verwendung der im Rahmen 
dieser Verordnung übermittelten Informationen 

(1) Die Informationen, die gemäß dieser Verordnung von Mitglied­
staaten übermittelt oder eingeholt wurden, sowie alle Informationen, zu 
denen ein Beamter oder sonstiger Bediensteter oder Auftragnehmer in 
Ausübung seiner Pflichten Zugang hatte, unterliegen der Geheimhal­
tungspflicht und genießen den Schutz, den das Recht des Mitgliedstaats, 
der sie erhalten hat, für Informationen dieser Art gewährt. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Information können für folgende Zwe­
cke verwendet werden: 

a) die Festsetzung der Bemessungsgrundlage der Verbrauchsteuern; 

b) die Steuererhebung oder die Kontrolle der Verbrauchsteuern durch 
die Verwaltung; 

c) die Kontrolle der Beförderung verbrauchsteuerpflichtiger Waren; 

d) die Risikoanalyse im Bereich der Verbrauchsteuern; 

e) Ermittlungen im Bereich der Verbrauchsteuern; 

f) die Festsetzung anderer Steuern, Abgaben und Gebühren, die unter 
Artikel 2 der Richtlinie 2010/24/EU fallen. 

Die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, der die Informationen erteilt, 
gestattet allerdings, dass diese Informationen im ersuchenden Mitglied­
staat für andere Zwecke verwendet werden, wenn die Informationen 
nach den Rechtsvorschriften des ersuchten Mitgliedstaats dort für ähn­
liche Zwecke verwendet werden dürfen. 

Die in Absatz 1 dieses Artikels genannten Informationen können, soweit 
dies nach nationalem Recht zulässig ist, unbeschadet des Artikels 1 
Absatz 2 im Zusammenhang mit Gerichts- oder Verwaltungsverfahren 
verwendet werden, die Sanktionen wegen Nichtbeachtung der Steuerge­
setze zur Folge haben können; die Vorschriften über die Rechte der 
Beklagten und Zeugen in solchen Verfahren werden davon nicht be­
rührt. 

(3) Ist die ersuchende Behörde der Auffassung, dass Informationen, 
die ihr von der ersuchten Behörde erteilt wurden, für die zuständige 
Behörde eines anderen Mitgliedstaats nützlich sein können, so kann 
sie der betreffenden Behörde diese Informationen übermitteln. Sie setzt 
die ersuchte Behörde davon in Kenntnis. 

▼B
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Die ersuchte Behörde kann verfügen, dass die Übermittlung der Infor­
mationen an einen anderen Mitgliedstaat ihrer vorherigen Zustimmung 
bedarf. 

(4) Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Mitglied­
staaten gemäß dieser Verordnung unterliegt den nationalen Rechtsvor­
schriften zur Umsetzung der Richtlinie 95/46/EG. 

Zum Zweck der ordnungsgemäßen Anwendung der vorliegenden Ver­
ordnung begrenzen die Mitgliedstaaten den Anwendungsbereich der in 
Artikel 10, Artikel 11 Absatz 1, Artikel 12 und Artikel 21 der Richtlinie 
95/46/EG genannten Pflichten und Rechte auf das Maß, das erforderlich 
ist, um die in Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe e jener Richtlinie genann­
ten Interessen zu schützen. Solche Beschränkungen müssen zu dem 
fraglichen Interesse in einem angemessenen Verhältnis stehen. 

Artikel 29 

Zugang zu Informationen aufgrund einer Ermächtigung durch die 
Kommission 

Personen, die von der Kommission ordnungsgemäß ermächtigt wurden, 
kann in dem Umfang Zugang zu den Informationen nach Artikel 28 
Absatz 4 gewährt werden, wie es für die Pflege, die Wartung und die 
Entwicklung des CCN/CSI-Netzes und den Betrieb des Zentralverzeich­
nisses erforderlich ist. 

Diese Personen unterliegen der Geheimhaltungspflicht. Die derart zu­
gänglichen Informationen sind als personenbezogene Daten im Sinne 
der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 geschützt. 

Artikel 30 

Beweiskraft der erhaltenen Informationen 

Alle Berichte, Bescheinigungen und andere Dokumente oder beglau­
bigte Kopien oder Auszüge, die von der zuständigen Behörde eines 
Mitgliedstaats im Einklang mit dieser Verordnung an die zuständige 
Behörde eines anderen Mitgliedstaats übermittelt wurden, können von 
den zuständigen Stellen dieses anderen Mitgliedstaats in gleicher Weise 
als Beweismittel verwendet werden wie entsprechende, von einer ande­
ren inländischen Behörde dieses anderen Mitgliedstaats zur Verfügung 
gestellte Unterlagen. 

Artikel 31 

Pflicht zur Zusammenarbeit 

(1) Zur Durchführung dieser Verordnung treffen die Mitgliedstaaten 
alle erforderlichen Maßnahmen, um 

a) zwischen den in den Artikeln 3 bis 5 genannten Behörden eine ein­
wandfreie interne Koordinierung sicherzustellen; 

b) zwischen den Behörden, die zum Zweck der in Buchstabe a dieses 
Absatzes genannten Koordinierung ermächtigt sind, eine unmittel­
bare Zusammenarbeit herzustellen; 

▼B
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c) ein reibungsloses Funktionieren des in dieser Verordnung vorgese­
henen Informationsaustauschsystems zu gewährleisten. 

(2) Die Kommission übermittelt der zuständigen Behörde jedes Mit­
gliedstaats unverzüglich alle zur Gewährleistung der ordnungsgemäßen 
Anwendung der Verbrauchsteuervorschriften erforderlichen Informatio­
nen, die ihr erteilt werden und die sie erteilen kann. 

Artikel 32 

Beziehungen zu Drittländern 

(1) Eine zuständige Behörde eines Mitgliedstaats, die von einem 
Drittland Informationen erhält, kann diese Informationen an die zustän­
digen Behörden eines jeglichen Mitgliedstaats, die möglicherweise an 
diesen Informationen interessiert sind, und insbesondere an die zustän­
digen Behörden, die diese Informationen anfordern, weiterleiten, soweit 
Amtshilfevereinbarungen mit dem betreffenden Drittland dies zulassen. 
Diese Informationen können außerdem im Interesse der Union für die 
Zwecke dieser Verordnung an die Kommission weitergeleitet werden. 

(2) Wenn sich das betreffende Drittland rechtlich verpflichtet hat, die 
Unterstützung zu leisten, die für den Nachweis der Rechtswidrigkeit von 
mutmaßlich gegen die Verbrauchsteuervorschriften verstoßenden Trans­
aktionen erforderlich ist, können die nach Maßgabe dieser Verordnung 
eingeholten Informationen mit Zustimmung der zuständigen Behörden, 
welche die Informationen übermittelt haben, und im Einklang mit ihren 
nationalen Vorschriften von der zuständigen Behörde eines Mitglied­
staats an das Drittland im Einklang mit den nationalen Vorschriften 
dieses Mitgliedstaats hinsichtlich der Übermittlung persönlicher Daten 
an Drittländer zu dem Zweck der ordnungsgemäßen Anwendung der im 
Drittland einschlägigen Verbrauchsteuern oder ähnlicher Steuern, Abga­
ben und Gebühren übermittelt werden. 

Artikel 33 

Amtshilfe zugunsten von Wirtschaftsbeteiligten 

(1) Die Behörden eines Mitgliedstaats, in dem ein Versender ver­
brauchsteuerpflichtiger Waren niedergelassen ist, können diesem Unter­
stützung gewähren, falls der Versender keine Eingangsmeldung nach 
Artikel 24 Absatz 4 der Richtlinie 2008/118/EG, keine Ausfuhrmeldung 
nach Artikel 25 Absatz 3 dieser Richtlinie oder in Fällen nach Artikel 33 
Absatz 1 der genannten Richtlinie keine Kopie des in Artikel 34 der 
Richtlinie genannten Begleitdokuments erhalten hat. 

Die steuerlichen Pflichten des Versenders, dem Unterstützung gewährt 
wird, sind von einer solchen Unterstützung unberührt. 

(2) Gewährt ein Mitgliedstaat Unterstützung gemäß Absatz 1 dieses 
Artikels und erachtet er es für notwendig, Informationen aus einem 
anderen Mitgliedstaat einzuholen, so sind diese Informationen nach 
Maßgabe des Artikels 8 anzufordern. Der andere Mitgliedstaat kann 
die Einholung der erbetenen Informationen verweigern, wenn der Ver­
sender nicht alle anderen ihm zur Verfügung stehenden Mittel aus­
geschöpft hat, um den Nachweis zu erhalten, dass die Beförderung 
der verbrauchsteuerpflichtigen Waren zwischen Mitgliedstaaten abge­
schlossen wurde. 

▼B
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KAPITEL VI 

BEWERTUNG UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 34 

Bewertung der Regelungen, Erfassung von Betriebsdaten und 
Berichterstattung 

(1) Die Mitgliedstaaten und die Kommission prüfen und bewerten die 
Anwendung der vorliegenden Verordnung. Hierzu fasst die Kommission 
regelmäßig die Erfahrungen der Mitgliedstaaten zusammen, um die 
Handhabung des durch diese Verordnung geschaffenen Systems zu 
verbessern. 

(2) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission Folgendes: 

a) alle verfügbaren Informationen über ihre Erfahrungen mit der An­
wendung der vorliegenden Verordnung, einschließlich aller zur ihrer 
Bewertung notwendigen statistischen Angaben; 

b) alle verfügbaren Informationen über die Methoden oder Verfahren, 
die tatsächlich oder vermutlich bei Verstößen gegen die Verbrauch­
steuervorschriften angewandt wurden und dabei Unzulänglichkeiten 
oder Lücken bei der Handhabung der in dieser Verordnung darge­
legten Verfahren offenbart haben. 

Die Mitgliedstaaten können der Kommission zum Zweck der Bewertung 
der Wirksamkeit dieser Regelung der Zusammenarbeit der Verwaltungs­
behörden bei der Durchsetzung der Anwendung der Verbrauchsteuer­
vorschriften und der Bekämpfung der Hinterziehung und Umgehung 
von Verbrauchsteuern alle sonstigen, nicht in Unterabsatz 1 genannten 
verfügbaren Informationen mitteilen. 

Die Kommission leitet die von den Mitgliedstaaten übermittelten Infor­
mationen an die anderen betroffenen Mitgliedstaaten weiter. 

Die Pflicht zur Übermittlung von Informationen und statistischen Daten 
darf keine nicht vertretbare Erhöhung des Verwaltungsaufwands mit 
sich bringen. 

(3) Vorbehaltlich des Artikels 28 darf die Kommission aus den vom 
EDV-gestützten System generierten Meldungen unmittelbar Daten für 
diagnostische und statistische Zwecke extrahieren. 

(4) Die Informationen, die für die in den Absätzen 1 bis 3 genannten 
Zwecke von den Mitgliedstaaten übermittelt oder von der Kommission 
extrahiert werden, dürfen keine individuellen oder personenbezogenen 
Daten enthalten. 

(5) Die Kommission erlässt zum Zweck der Durchführung dieses 
Artikels Durchführungsrechtsakte zur Festlegung der einschlägigen sta­
tistischen Daten, die von den Mitgliedstaaten übermittelt werden, der 
Angaben, die von der Kommission extrahiert werden können, und der 
statistischen Berichte, die von der Kommission und den Mitgliedstaaten 
zu erstellen sind. 

Diese Durchführungsrechtsakte sind gemäß dem in Artikel 35 Absatz 
2 genannten Prüfverfahren zu erlassen. 

▼B
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Artikel 35 

Verbrauchsteuerausschuss 

(1) Die Kommission wird von dem durch Artikel 43 Absatz 1 der 
Richtlinie 2008/118/EG eingesetzten Verbrauchsteuerausschuss unter­
stützt. Hierbei handelt es sich um einen Ausschuss im Sinne der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

Artikel 36 

Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2073/2004 

Die Verordnung (EG) Nr. 2073/2004 wird aufgehoben. 

Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Bezugnah­
men auf die vorliegende Verordnung und sind nach Maßgabe der im 
Anhang dieser Verordnung enthaltenen Entsprechungstabelle zu lesen. 

Artikel 37 

Berichterstattung an das Europäische Parlament und an den Rat 

Die Kommission erstattet dem Europäischen Parlament und dem Rat ab 
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung alle fünf Jahre Be­
richt über die Anwendung dieser Verordnung; dabei stützt sie sich ins­
besondere auf die von den Mitgliedstaaten übermittelten Informationen. 

Artikel 38 

Bilaterale Vereinbarungen 

Abgesehen von der Regelung von Einzelfällen unterrichten die zustän­
digen Behörden die Kommission unverzüglich über etwaige bilaterale 
Vereinbarungen in Bereichen, die unter diese Verordnung fallen. Die 
Kommission unterrichtet daraufhin die zuständigen Behörden der ande­
ren Mitgliedstaaten. 

Artikel 39 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Juli 2012. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in jedem Mitgliedstaat. 

▼B
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ANHANG 

Entsprechung zwischen der Verordnung (EG) Nr. 2073/2004 und der Verordnung (EU) 
Nr. 389/2012 

Artikel der 
Verordnung (EG) 

Nr. 2073/2004 

Artikel der 
Verordnung (EU) 

Nr. 389/2012 

1 1 

2 2 

3 3, 4, 5, 6 

4 7 

5 8 

6 9 

7 7, 10 

8 11 

9 11 

10 11 

11 12 

12 13 

13 13 

14 14 

15 14 

16 14 

17 15 

18 15 

19 16 

Artikel der 
Verordnung (EG) 

Nr. 2073/2004 

Artikel der 
Verordnung (EU) 

Nr. 389/2012 

20 17 

21 18 

22 19, 20 

23 — 

24 33 

25 21 

26 34 

27 32 

28 9, 15, 16, 22 

29 23 

30 25, 27, 28 

31 28, 29, 32 

32 30 

33 31 

34 35 

35 37 

36 38 

37 39 
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